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Die Entwicklung der
Preise von Häusern und
Eigentumswohnungen 
in der Schweiz wird trans-
parenter. 

__ Die Schweiz ist kein Mus-
terland, wenn es um Transpa-
renz im Liegenschaftensektor
geht. Das international tätige
Immobilienbüro Jones Lang
LaSalle verwies die Schweiz in
seinem Bericht «Global Real
Estate Transparency 2006»
vom 13. auf den 19. Platz. 

In diesem Rating wird in
erster Linie die Verfügbarkeit
von Daten und Zahlen in
einem Land unter die Lupe
genommen, die darauf
schliessen lassen, ob und
welche Mehrkosten einem
Hauskäufer aufgrund dieser
Intransparenz entstehen.
Selbst Länder wie Spanien
(Platz 18), Südafrika (Platz 13)
oder Singapur (Platz 10)

haben die Schweiz mittler-
weile überholt. 

Mehr Licht in dieses Kapitel
bringt nun das Informations-
und Ausbildungszentrum für
Immobilien (Iazi). Der
Schweizer Immobilienspezia-
list berechnet für die
Schweizer Börse SWX fünf
Indizes, welche die Entwick-
lung der Preise von Stockwerk-
eigentum, Renditeliegen-
schaften und Häusern von
1981 an aufzeigen. Als Basis
für die Indexberechnungen
werden Daten von Banken,

Versicherungen sowie Pensi-
onskassen zu effektiven Hand-
änderungen ausgewertet. Das
Iazi deckt mit dieser Erhebung

über 60 Prozent der Liegen-
schaftstransaktionen in der
Schweiz ab. So zeigt beispiels-
weise der Stockwerkeigentum-
Index auf, dass die Preise seit
Beginn des Jahres um 5,2 Pro-
zent gestiegen sind. Das ist ein
rasanter Preisanstieg, mussten
doch schon letztes Jahr 6,2
Prozent mehr für eine Woh-
nung hingelegt werden. 

Dieser Effekt ist seit dem
Jahr 2000 zu beobachten. Bei
den Hauspreisen hingegen
scheint sich ein vorläufiger
Preisstopp abzuzeichnen. 

Dort sanken die Preise in den
letzten vier Monaten um 
0,4 Prozent, nachdem sie im
vergangenen Jahr noch um 
5,5 Prozent gestiegen waren.
Interessant ist auch das
Faktum, dass die Preise bei
Häusern und Stockwerkei-
gentum die Höchststände aus
den Boomjahren Anfang der
neunziger Jahre längst über-
schritten haben, während 
Renditeliegenschaften noch
weit davon entfernt sind. CG
Die Indizes finden Sie unter www.swx.ch
sowie unter www.iazi.ch.

zögerlich übermittelt wurden,
konnten KMU oftmals nicht
termingerecht Offerten ein-
holen. Deshalb zwingt das Par-
lament die Versicherungsein-
richtungen künftig per Gesetz,
die notwendigen Angaben
innerhalb von 30 Tagen nach
der Anfrage zu übermitteln.
Geschieht dies nicht, ver-
schieben sich der Beginn der
Kündigungsfrist sowie das
Inkrafttreten der wesentlichen
Änderungen automatisch.

So wird sichergestellt, dass
die Sammel- und Gemein-
schaftsstiftungen Leistungsver-
schlechterungen oder Prämien-
erhöhungen nicht einseitig
durchsetzen können. Sie reprä-
sentieren ja mehr als die Hälfte
aller Versicherten der berufli-
chen Vorsorge in der Schweiz.

Ein ausserordentliches
Kündigungsrecht schützt
KMU künftig vor 
Prämienerhöhungen in
der zweiten Säule.

__ Auslöser für die neue Rege-
lung war das sogenannte 
Winterthur-Modell, dem die
meisten Versicherungsgesell-
schaften im Jahr 2004 folgten.
Die Risikoprämien und Ver-
waltungskosten wurden teurer
und die Rentenumwandlungs-
sätze reduziert. Der Umwand-
lungssatz definiert, wie viel
Prozent des angesparten Kapi-
tals der Versicherte jährlich als
Rente erhält. Im Überobligato-
rium sank dieser Wert von 7,2
auf 5,4 Prozent für Frauen 
und 5,8 Prozent für Männer.

Daraus resultierten erheblich
schlechtere Leistungen bei
massiv höheren Kosten.

Erst auf den Druck der
Öffentlichkeit hin gewährten
einzelne Versicherungs-
gesellschaften ihren Kunden
ein ausserordentliches Kündi-
gungsrecht. Damit inskünftig
bei derartigen Verschlechte-
rungen die Kunden reagieren
können, hat das Parlament
Neuregelungen beschlossen,
die Anfang Mai 2007 in Kraft
treten.

Den KMU steht künftig ein
ausserordentliches Kündi-
gungsrecht zu, wenn die Risi-
koprämien und Verwaltungs-
kosten innerhalb von drei
Jahren um mehr als zehn 
Prozent steigen oder der

Umwandlungssatz um mehr
als fünf Prozent sinkt. Zudem
muss die Versicherungsein-
richtung wesentliche Ände-
rungen des Anschluss- oder
Versicherungsvertrags sechs
Monate im Voraus schriftlich
ankündigen. Die KMU können
den Vertrag dann innerhalb
von 30 Tagen kündigen.

Darüber hinaus müssen
sich die Arbeitgeber und Versi-
cherten auch rechtzeitig über
die Konditionen des neuen

Anbieters informieren
können. Doch um Offerten
einzuholen, benötigen sie von
der bisherigen Vorsorgeein-
richtung die entsprechenden
Daten. Weil diese meist sehr

Immobilien

Mehr Transparenz

Stagnierende Hauspreise: Haus Gartmann in Chur.

Vorsorge

Weniger abhängig 

Martin Wechsler,
BILANZ-Vorsorgeexperte,
www.alters-vorsorge.ch

Geringere Leistungen
oder höhere Kosten
sind nicht mehr 
einseitig durchsetzbar.

Die Schweiz ist im
Transparenz-Rating
vom 13. auf den 
19. Platz gerutscht.




